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Vorwort 

 
Mit dem Vertrag von Amsterdam, den Beschlüssen des Europäischen Rates von Köln und 

Helsinki1 und den Beschlüssen der NATO-Gipfel von Madrid und Washington wurden die 
Grundstruktur und der Rahmen des europäischen Sicherheits- und Verteidigungssystems des 
21. Jahrhunderts festgelegt. Der Prozeß zur Entwicklung der Union zu einer Sicherheits- und 
Verteidigungsunion wurde in Gang gesetzt und die Weichen für die europäische bzw. euro-
atlantische Sicherheitsordnung des 21. Jahrhunderts gestellt. Bereits in den nächsten Monaten 
und Jahren werden in der Europäischen Union wichtige Entscheidungen fallen, um die Union 
militärisch handlungsfähig zu machen und damit in die Lage zu versetzen, mehr Verantwortung 
für die eigene Sicherheit und die Stabilität des europäischen Umfeldes zu übernehmen. Diese 
Entscheidungen wer den im 21. Jahrhundert die Grundlage für die Sicherheit der Union und der 
Bürger der Union sein. Dies ist mehr als ein Anlaß, diese Arbeit vorzulegen, welche die unaus 
weichlichen Veränderungen, Verknüpfungen und Konsequenzen für Europa und die Welt 
objektiv darstellt. 

Das Bedrohungsbild der Jahre 2000–2010 zeigt, daß die Gefahr eines massiven kon-
ventionellen Angriffs auf die Europäische Union und ihre Mitglieder zwar geschwunden ist, 
doch ist Europa mit einer Reihe neuer komplexer Risiken und Unsicherheiten konfrontiert. Die 
Risiken sind heute diffus und vielfältig, und ihr Ursprung kann weit entfernt liegen. Das breite 
Spektrum an Risiken und Bedrohungen reicht von regionalen nationalen, ethnischen und 
religiösen bewaffneten Konflikten, der Verbreitung von nuklearen, chemischen und 
biologischen Massenvernichtungswaffen und weitreichen den Trägersystemen bis zu 
internationalem Terrorismus und Cyber-War. Kein europäischer Staat alleine kann seinen 
Bürgern heute noch die notwendige Sicherheit gewährleisten. Die Sicherheit der Union und des 
europäischen Raumes kann daher nur durch staatenübergreifende Solidarität garantiert werden. 
Dabei geht es nicht nur um die Verteidigung des eigenen Landes, die weiterhin die zentrale 
Aufgabe jeder Sicherheitspolitik sein muß, sondern auch um die Friedensvorsorge und 
Stabilitätssicherung im Umfeld der Union. 

Die bestehenden Systeme kollektiver Sicherheit funktionieren nicht verläßlich. Das 
Friedenssicherheitssystem der Vereinten Nationen (VN) ist unvollkommen und konnte den 
Ausbruch von Kriegen weder verhindern noch Frieden schaffen. Die VN verfügen über keine 
militärischen Mittel, um einem Aggressor wirksam entgegentreten zu können. Selbst der 
Generalsekretär der VN hat festgestellt, daß einer Aggression nur dann erfolgreich entgegen-
getreten werden kann, wenn Koalitionen von willigen Staaten oder Sicherheitsorganisationen 
wie die NATO bereit sind, sich unter der Autorität der VN für friedenschaffende Operationen 
zu engagieren. 

Auch die OSZE als gesamteuropäische Sicherheitsorganisation kann nur einen Teil bereich 
der sicherheitspolitischen Bedürfnisse, nämlich den der Soft security, abdecken. Die OSZE ist 
im Bereich der «stillen Diplomatie» und Konfliktverhütung, aber auch bei der Stabilisierung 
von Nachkriegssituationen erfolgreich tätig. Mit den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln der 
kooperativen Sicherheitspolitik kann sie Aktionen eines aggressionsbereiten Gegners weder 
abschrecken noch abwehren. Daran wird sich auch nach der Annahme einer «europäischen 
Sicherheitscharta» nichts ändern. 

Die Europäische Union versteht sich seit der Gründung der Gemeinschaft nicht nur als nach 
innen wirkende Friedensgemeinschaft, die Kriege unter Partnern undenkbar macht, sondern als 

                                                 
1  Die Beschlüsse des Europäischen Rates von Helsinki (Dezember 1999) konnten aus terminlichen Gründen bei 

der Fertigstellung dieses Buches nicht mehr im Detail berücksichtigt werden. 



Schicksalsgemeinschaft der europäischen Völker. Ziele der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP) sind gemäß Vertrag von Amsterdam u.a. die Wahrung der 
gemeinsamen Werte, der grundlegenden Interessen, der Unabhängigkeit und Unversehrtheit der 
Union sowie die Stärkung ihrer Sicherheit. Der Vertrag von Amsterdam bestimmt darüber 
hinaus, daß die Union eine gemeinsame Verteidigungspolitik festzulegen hat. Er legt auch fest, 
daß die Petersberg-Operationen des Krisenmanagements Aufgaben der Union sind. 

In Köln wurde beschlossen, daß die Union militärisch handlungsfähig gemacht werden muß, 
um in Zukunft in der Lage zu sein, das gesamte Instrumentarium einer um fassenden 
Sicherheitspolitik im Bereich des Krisenmanagements kohärent und wirksam einzusetzen. Die 
für ein glaubwürdiges europäisches Krisenmanagement erforderlichen militärischen Mittel und 
Fähigkeiten müssen daher geschaffen und in der Union die erforderlichen politischen und 
militärischen Entscheidungs- und Beratungsstrukturen aufgebaut werden. In Helsinki wurde 
mit der Umsetzung der Kölner Beschlüsse begonnen. Die Union wird Petersberg-Operationen 
mit europäischen Kapazitäten oder mit Rückgriff auf NATO-Ressourcen im konkreten Fall 
durchführen, wobei die NATO zugesagt hat, für EU-geführte Operationen die erforderlichen 
Ressourcen zur Verfügung zu stellen. Die Union wird daher die Funktionen der WEU, die 
bisher als Scharniere zwischen der FU und NATO genutzt wurde, übernehmen. Di 
entsprechenden Beschlüsse sind spätestens Ende 2000 zu fassen. 

Die gegenseitige Beistandsverpflichtung des Art. V des WEU-Vertrages bleibt auf recht, 
wobei die NATO die Aufgaben der kollektiven Verteidigung der WEU-Mitglieder wahrnimmt. 
Die Union wird aber in den nächsten Jahren den Schritt zur vollen Verteidigungsunion machen 
müssen, denn die Union muß ein einheitlicher Sicherheitsraum sein. Eine variable Geometrie 
auf dem Gebiet der Sicherheit schafft unterschiedliche Zonen der Sicherheit. Es sollten daher 
alle EU-Staaten, auch die derzeit bündnisfreien EU-Mitglieder, auf dem Gebiet der Sicherheit 
und Verteidigung die gleichen Rechte und Pflichten haben, denn das Auseinanderklaffen der 
Solidaritäts- und Beistandspflichten ist auf die Dauer äußerst problematisch und gefährdet das 
politische Projekt «Union». Eine Union ohne gemeinsame Verteidigung ist keine Union. 

Die NATO hat sich seit 1990 tiefgreifend verändert und nahm drei neue Mitglieder auf: 
Ungarn, Polen und die Tschechische Republik. Die neue NATO hat keine Feinde, ihre Aufgabe 
ist die Sicherung der Stabilität in Europa und die Gewährleistung der Sicherheit in einem 
globalen Umfeld wachsender Irrationalität und zunehmender Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen und weitreichenden Trägersystemen. Die neue NATO ist dank ihrer 
Strukturen, ihrer operationellen Fähigkeiten und der Mitgliedschaft der USA die einzige 
glaubwürdige Sicherheitsorganisation in Europa, welche die Sicherheit und Stabilität für den 
gesamten euro-atlantischen Raum garantiert. Die NATO erfüllt dabei eine Reihe wichtiger 
Aufgaben: 

♦ Sie ist Initiator und Motor einer breit angelegten kooperativen gesamteuropäischen 
Sicherheitspolitik (Partnerschaft für den Frieden, NATO-Rußland-Rat, Euro-Atlantischer 
Partnerschaftsrat etc.). 

♦ Sie leistet einen wichtigen Beitrag zum kollektiven Sicherheitssystem der Vereinten 
Nationen, wie z. B. IFORJSFOR und die KFOR. 

♦ Sie führt die traditionelle Aufgabe der kollektiven Verteidigung im Sinne des Art. 51 der 
VN-Charta weiter. 

♦ Sie ist auch der Grundstein der transatlantischen Zusammenarbeit, denn das Engagement der 
Vereinigten Staaten ist weiterhin zur Sicherstellung des strategischen Gleichgewichtes in 
Europa unverzichtbar. Die militärischen Kapazitäten der NATO sind aber auch für ein 
wirksames europäisches Krisenmanagement wichtig. 

Die EU und die NATO sind die zentralen Pfeiler des europäischen Sicherheitssystems zu 



Beginn des 21. Jahrhunderts. Sie gewährleisten in ihrem Zusammenwirken nicht nur die 
Sicherheit der Union, sondern projizieren auch Sicherheit und Stabilität in den ost- und 
mitteleuropäischen Raum und in die südliche Peripherie der Union. Die EU und die NATO 
verbinden gemeinsame Werte und gemeinsame strategische Interessen und sind einander 
ergänzende Ausdrucksformen der gleichen Solidar- und Wertegemeinschaft. Auch die 
Erweiterungsprozesse der EU und der NATO dienen dem gleichen Ziel, nämlich der 
Stabilisierung Mitteleuropas. Die europäischen Bemühungen konzentrieren sich darauf, die 
Europäische Union militärisch handlungsfahig zu machen und den euro-atlantischen 
Sicherheitsverbund neu zu gestalten und zu vertiefen. Ziel dieser Bemühungen ist es, die 
Position Europas im Sicherheitsverbund zu stärken und eine neue ausgewogenere euro-
atlantische Partnerschaft zu schaffen. 

Der vorliegende Sammelband «Das europäische Sicherheitssystem zu Beginn des 21. 
Jahrhunderts» verfolgt das Ziel, ausgehend von den sicherheitspolitischen Herausforderungen, 
mit denen das Europa des Jahres 2000 konfrontiert ist, die Aufgaben und die Entwicklung der 
EU, WEU und NATO als zentrale Elemente des europäischen Sicherheitssystems darzustellen. 
Dabei wurden auch die wichtigsten Problemstellungen im Zusammenhang mit der zu 
erwartenden künftigen Entwicklung aufgezeigt. Es er schien aber auch wichtig, die 
Möglichkeiten und Grenzen der bestehenden Systeme der kollektiven Sicherheit der Vereinten 
Nationen und der OSZE darzustellen und zu analysieren. Die Beiträge wurden von einem Team 
von Wissenschaftlern, Praktikern der Diplomatie und der Sicherheitspolitik sowie jungen 
Politologen verfaßt, wobei jeder Autor für seinen Beitrag verantwortlich zeichnet. In die 
Beiträge sind auch die Ergebnisse eines vom Jubiläumsfonds der Österreichischen 
Nationalbank geförderten und bereits 1998 fertiggestellten Forschungsprojektes eingeflossen. 
Diese wurden allerdings überarbeitet und auf den neuesten Stand gebracht. 

Als Herausgeber möchte ich Herrn Univ.-Prof. Dr. Heinrich Schneider, Herrn Hofrat Univ.-
Dozent DDr. Heinz Vetschera, Herrn Gesandten Dr. Markus Cornaro so wie den Mitarbeitern 
des Instituts Herrn Dr. Gunther Hauser und Herrn Mag. Johannes Kerschbaumer als Mitautoren 
für ihre Arbeit herzlich danken, auch Mag. Otto Stift, der am Forschungsprojekt des 
Jubiläumsfonds seinerzeit mitgearbeitet hat. Mein besonderer Dank gilt meiner Frau Charlotte, 
die die Entstehung dieses Buches mit großer Geduld begleitet hat. 

Das Österreichische Institut für Europäische Sicherheitspolitik hat dieses Werk mit dem Ziel 
verfaßt, dem Leser einen Überblick über das Funktionieren der Institutionen der europäischen 
Sicherheitsarchitektur zu geben. Das Buch soll informieren, aber auch die Rolle und das 
Zusammenwirken der Organisationen verständlich machen. Das vor liegende Werk soll aber 
auch ein Beitrag zur europäischen Diskussion über die Weiterentwicklung der Gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik der Europäischen Union und des europäischen 
Sicherheitssystems sein. 

Erich Hochleitner 
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